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 KR.Nr. A 064/2014 

Auftrag Felix Lang (Grüne, Lostorf): Keine Abstimmungs-Arena im Kantonsparlament 

(14.05.2014);  

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Der Regierungsrat wird beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten, die Interpellationen und Auf-

träge zu abstimmungsreifen eidgenössischen Volksabstimmungen untersagt. 

2. Begründung 

Für eidgenössische Volksinitiativen und Abstimmungsvorlagen ist das Bundesparlament zustän-

dig. Solche Interpellationen sind ineffizient und stellen einen Missbrauch des Kantonsparla-

ments als Abstimmungs-Arena dar. Kleine Anfragen sollen diesbezüglich möglich bleiben. 

3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Gemäss § 10 des Kantonsratsgesetzes behandelt die Ratsleitung Vorstösse, die den Rat in eige-

ner Sache betreffen. Aus diesem Grund nehmen wir und nicht der Regierungsrat zum Vorstoss 

Stellung. 

Der Auftraggeber nennt sie zwar nicht, aber es ist davon auszugehen, dass der vorliegende Auf-

trag auf zwei kürzlich behandelte Interpellationen zurückzuführen ist: I 132/2013 "Interpellati-

on interfraktionell: Auswirkungen der Annahme der Volksinitiative "1:12 - Für gerechte Löhne" 

auf den Kanton und die Gemeinden im Kanton" und I 027/2014 "Interpellation Hugo Schuma-

cher (SVP, Luterbach): Mögliche Folgen einer Annahme der Mindestlohn-Initiative auf den Kan-

ton Solothurn". Beide wurden im Vorfeld zu eidgenössischen Abstimmungen eingereicht und 

kurz vor der Abstimmung im Kantonsrat behandelt. In beiden Interpellationen wird ausdrück-

lich die Frage nach den im Fall einer Annahme zu erwartenden Folgen für den Kanton Solo-

thurn gestellt. Gemäss § 37 Absatz 1 Kantonsratsgesetz ist die Interpellation definiert als "Auf-

forderung an den Regierungsrat, über einen kantonale Interessen betreffenden Gegenstand 

Auskunft zu erteilen". Insofern beurteilen wir es grundsätzlich als zulässig, mittels Interpellation 

Fragen auch zu Themen zu stellen, für die inhaltlich der Bund zuständig ist, die aber auch Aus-

wirkungen auf den Kanton haben können. Es kann aus kantonaler Sicht ja durchaus von Interes-

se sein, welche Haltung der Kantonsrat zu bestimmten Fragen auf Bundesebene einnimmt, auch 

– oder gerade – wenn eine eidgenössische Abstimmung bevorsteht. Insofern erkennen wir in 

solchen Interpellationen keinen generellen Missbrauch. Analoges gilt auch bezüglich allfälliger 

Aufträge, wobei solche im Zusammenhang mit der zur Diskussion gestellten Thematik vermut-

lich eher weniger zu erwarten sind. Wir lehnen es grundsätzlich ab, dem Kantonsrat als oberster 

politischer Behörde des Kantons die Diskussion bestimmter Themen gesetzlich zu verbieten. 

Abgesehen von dieser Grundsatzüberlegung wäre die Umsetzung des Auftrags rein praktisch 

kaum konsequent möglich. Wann ist eine eidgenössische Vorlage abstimmungsreif – nach dem 

Beschluss der eidgenössischen Räte – nach erscheinen des Abstimmungsbüchleins – eine be-

stimmte Anzahl Tage vor dem Abstimmungstermin? Egal welcher Zeitpunkt angenommen wird, 
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es könnte immer noch ein Vorstoss kurz vorher eingereicht werden. Würde das Verbot für sämt-

liche eidgenössischen Abstimmungen gelten, also z.B. auch im Fall eines Kantonsreferendums, 

wenn Kantone nicht nur betroffen sind, sondern sogar selber die Abstimmung auslösen? Es 

dürfte schwer fallen, eine gesetzestaugliche Regel zu formulieren, die nicht nach einzelfallwei-

ser Auslegung und Anwendung rufen würde. Wäre es z.B. verboten, während der Hängigkeit 

einer eidgenössischen Asylgesetzrevision in einer Interpellation Fragen zu Problemen in einem 

kantonalen Asylzentrum zu stellen? Es wäre zudem auch ohne allzu viel Phantasie durchaus 

möglich, ein allfälliges Verbot zu unterlaufen, indem Vorstösse eingereicht würden, die sich 

nicht explizit und unmittelbar auf eine eidgenössische Abstimmung beziehen, dennoch aber 

thematisch Gelegenheit zu entsprechenden Voten bieten würden. Das hätte zur Folge, dass der 

Kantonsrat nicht nur über den Vorstoss, sondern auch noch über die Frage diskutieren müsste, 

ob er überhaupt zulässig sei, womit das vom Auftraggeber angestrebte Ziel jedenfalls nicht er-

reicht würde. 

Wir sind zwar auch der Auffassung, dass das kantonale Parlament nicht der Ort ist, Abstim-

mungspropaganda zu eidgenössischen Abstimmungen zu betreiben. Es ist aber zu unterschei-

den, zwischen der erwünschten Diskussion im Parlament als oberstem politischen Organ des 

Kantons über Fragen von kantonalem Interesse und der auch aus unserer Sicht unerwünschten 

politischen Propaganda im Kantonsrat. Wir glauben aber nicht, dass es objektiv möglich ist, eine 

gesetzlich fassbare und klare Grenze dazwischen zu ziehen, die nicht mehr Fragen aufwerfen als 

beantworten würde. Die vom Auftraggeber vorgeschlagene Regelung halten wir für nicht prak-

tikabel; darüber hinaus erachten wir einen gesetzlichen Maulkorb für den Kantonsrat nicht als 

angemessen und beantragen deshalb die Nichterheblicherklärung des Auftrags. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Nichterheblicherklärung 
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